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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


1. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(CDU/CSU) 


Inwiieweit entspricht nach den FeststeiMiungen 
der Bundesregierung die von ider Neuen Hei- 
mut errichtete Wohnbesitzainlage der Kon- 
istruktion des Gesetzentwurfs der Bundesregie- 
rung zur Förderung von Wohnungseiigentum 
und Wohnbesiitz im sozialen Wohnungsbau 
— Drucksache 7/577 — , und welche rechtlichen 
Schwierigkeiten und Probleme standen gege- 
benenfialls der Entwicklung der Wohnbesitz- 
anliage tatsächliich entgegen, die idesr (gesetz- 
lichen Regelung entsprechend der Regiiierungs- 
vorlage — Drucksache 7/577 — bedürfen? 


2. Abgeordneter 
Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzien ergeben sich für die 
Bundesregierung hinsichtlich des von ihr ge- 
planten Fehlbelegungsgesetzes aus der von 
der GEWOS (Gesellschaft für Wohnungs- und 
Siiedlungs wesen) durch geführten Repräsenta- 
tiv erhebungr wonach die Fehlsubvention im 
sozialen Wohnungsbau nur einen Anteil von 
3,1^0 erreicht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


3. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung für den Be- 
ruf der Präparatoren gern. § 28 Abs. 3 des 
Berufsbildungsgesetzes eine Verordnung zu 
erlassen, wonach für (die Berufsausbildung der 
Präparatoren eine Ausnahme zugelassen wird, 
nachdem durch die Stellunignahme des Bunde, s- 
dnstituts für B^erufsbildungsforschung klar ist, 
daß der Präparator als Ausbildiungsberuf an- 
erkannt werden kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


4. Abgeordneter 
Dr. Todenhöfer 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundes r eg ierung, die vom 
Parlamentarischen Staatssekretär Matthöf er, 
Chile vor dem Umsturz gegebene Zusage für 
einen Kapitalhilfekredit in Höhe von 45 Mil- 
lionen DM nach dem Zustandekommen eines 
bilateralen Umschuldungsabkommens mit 
Chile zu verwirklichen und der chilenischen 
Bevölkerung Entwicklungshilfe in diesem Um- 
fange zur Verfügung zu stellen? 
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5. Abgeordneter 
Dr. Todenhöfer 


(CDU/CSU) 


Treffen Berichte zu, daß der Parlamentarische 
Staatssekretär Matthöfer unmiittelibar nach 
dem Umsturz dn Ohile versucht hat, eiine Wed- 
zenLieferung an Chile in ein anderes Land um- 
zuleiten, und auf wessen Veranlassung wurde 
dieser Versuch unterbunden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


6. Abgeordneter 
Roser 


(CDU/CSU) 


7, Abgeordneter 

Löher 


(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 

10. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Was hat ddie Bundesregierung unternammen, 
damit durch ein einheitliches Legitimations- 
papiier zur Vorlage bei den Fahrkartenver- 
kaufsstellen der Deutschen Bundesbahn er- 
werbsunfähige Frührentner bei den Senioren- 
Reiseangeboten der Deutschen Bundesbahn 
berücksichtigt werden können — nachdem laut 
Mitteilung des Präsidenten der Deutschen Bun- 
desbahn entsprechende Anregungen bereits 
gegeben worden sind? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung den 
Fehlbestand an sozialer Infrastruktur für die 
ausländischen Arbedtnehmer und ihre Fami- 
lien, wenn sie den untersten Standard ver- 
gleichbarer deutscher Arbeitnehmer und ihrer 
Familien zugrundelegt, und beabsichtigt die 
Bundesregierung, diese Verhältnisse — bis auf 
einige Korrekturen in Ballungsgebieten durch 
■eine eventuelle weitere Erhöhung der Anwer- 
bepauschale — im gegenwärtigen Zustand zu 
belassen? 

Zu weilchem genauen Termiin gedenkt die 
Bunde sregiierung, die mehrfach ange kündigte 
Enguete zur sozialen Situation (der Künstleir 
in der Bundesrepublik Deutschland vorzule- 
gen? 


Wie erklärt die Bundesregiierunig die zeitliche 
Verzögerung bei der Vorlage dieser Enquete? 


Weiche Pläne hat die Bundesregierung zur 
Einbeziehung der Leistungen aus der früheren 
Höherversicherung in die laufende Rentenan- 
passung? 

Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen 
Bundestag Vorschläge zur Dynamisierung der 
früheren Höherversicherung zu unterbreiten, 
um (der laufenden Verminderung der realen 
Kaufkraft der Bezüge der Höherversicherung 
Rechnung zu tragen und um eine fortwährende 
Schlechterstellung der Bezieher von früheren 
Renten aus (der Höherversicherung aufzufan- 
gen? 
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12. Abgeordneter 
Zebisch 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Bestimmungen in dier gesetzlichen Renten- 
versicherung, wonach nur abges.chLossene 
Fachs chul" oder HochschuLausbildungiszeiten 
als Ausfallzeiten angerechnet werden, vor al- 
lem Frauen benachteiligt werden, und was 
wird sie unternehmen, um auch in den Fällen 
einer abgebrochenen Fachschui- oder Hoch- 
schulausbildung Nachteile Im Rahmen der ge- 
setzlichen Rentenversicherung zu vermeiden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


13. Abgeordneter 

Dr. Dübber 


(SPD) 


14. Abgeordneter 
Lemmrich 


(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
Urbaniak 


(SPD) 


16. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


17. Abgeordneter 
Dr. Slotta 


(SPD) 


Teilt die Bundes regierung die Ansicht, daß 
bei Verhandiiungen mit der DDR über die 
Autobahn Berlin — Hamburg eine Trassierung 
durch 'den Kreis Lüchow-Dannenberg und idiie 
Lüneburger Heide aus strukturpolitischen 
Gründen erwünscht wäre und daß Berlin damit 
die kürzeste Straßenverbindung zur Bundes- 
republik Deutschland erhalten könnte? 


Trifft es zu, daß auf Veranlasisung der Bun- 
desregierung neue Nationaliitätenschiilder für 
Kraftfahrzeuge mit der Bezeichnung „BRD" 
bereits gedruckt werden, und wie beurteilt die 
Bundeisregierung die Umwandlung der Auto- 
nationalitätenschiilder in der DDR? 


Treffen Meldungen der Westfälischen Rund- 
schau vom 27. März 1974 zu, nach denen für 
das Land Nordrhein- Westfalen auf Weisung 
des Bundesverkehrsministers neben den S- 
Bahn-Triiebzüigen vom Typ ET 420 auch soge- 
nannte Wendezüge vorgesehen sind, für die 
bis zu 30®/o längere Reisezeiten (in Kauf ge- 
nommen werden müssen? 

Wie steht die Bundesregierung zu weiteren 
Vorschlägen zur Verminderung des Fluglärms, 
daß bei der Klärung von Fragen bei Neu- und 
Erweiterungsbauten unabhängige Gutachter, 
die auch die Probleme des Fluglärms mitein- 
beziehen, bestellt werden und (daß bei der Zu- 
sammensetzung von Fluglärmkommis.sionen 
die betroffene Bevölkerung dort mit Mehrheit 
vertreten sein soll? 


Beabsichtigt (die Bundesregierung, lim Zuge der 
Herabsetzung des Vollj ährigkeits alters die 
beistehenden Gesetze daraufhin zu überprüfen, 
ob jetzt noch gültige Altersgrenzen gesenkt 
werden können, zum Beispiel die lin § 15 e 
der Straß enverkehrs-Zuliassungs-Ordnung, wo- 
nach man Busfahrer erst ab dem 23. Lebens- 
jahr werden kann? 
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18. Abgeordneter 
Dr. Enders 


(SPD) 


Erachtet die Bundesreg,ierung wedtere Sicher- 
heitsmaßniahmen im Straßenverkehr für not- 
wendig, um diie Gefährdung der Schulkinder 
durch andere Fahrzeuge beim Transport mit 
dem Schulbus und während ihres Ein- und 
Auss.teigens zu mindern? 


19. Abgeordneter 
Möhring 
(SPD) 


Kann sich die Bundesregierung meiner Über- 
legung a ns ch Ließen, unter Nutzung einer neu 
auszubauenden Streckentangente Maschen — 
Buchholz/Nordheide — Lüneburg — Dainnen- 
berg — (und nach Wiede rauf bau der Eisen- 
bahnbrücke Dömitz/Elbe sowohl die Strecke 
LudwigsLust (DDR) — Berlin oder Baid Schan- 
dau — CSSR, als auch die Strecke Rostock — 
Schwerin — Saßnitz — Skandinavien durch 
den Güter- und Reiseverkehr aus dem Raum 
Ruhrgebiet - — ■ Hannover direkt zu bedienen 
und damit die kaum noch belastbare Strecke 
Lüneburg — Büchen — Ludwägslust zu urnge- 
gehen? 


20. Abgeordneter 
Möhring 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Mögliichkeit, 
auf dem Verhandlungsweg mit der DDR den 
geplanten Neubau der Autobahn Berlin — 
Hamburg durch den Wiederaufbau der Stra- 
ßenbrücke Dömitz/Elbe unter Einbeziehung des 
Landkreises Lüchow/Dannenberg an diie ge- 
plante BAB-B 4 (neu) im Raum Lüneburg — 
Uelzen anzuschließen, um sowohl Hamburg 
als auch das Gebiet der Lüneburger Heide auf 
kürzestem Wege durch den Berlinverkehr zu 
erreichen? 


21. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


Inwieweit besteht die Deutsche Bundesbahn 
bei Omnibus- Vertragsunter nehmen darauf, daß 
nur solche Busse eingesetzt werden, die sich 
für öffentlichen Personenverkehr eignen, da- 
mit es nicht vorkommt, daß z. B. Mütter mit 
Kinderwagen stehengelassen werden, weil 
sich der Bus nicht zur Mitnahme von Kinder- 
wagen eignet? 


22. Abgeordneter Wie hoch ist die Zahl der Verkehrsunfälle 
Wolfram Ostern 1974 insgesamt gewesen, und wie ha- 

(SPD) ben sich die Unfallzahlen im Vergleich zu 

Ostern 1973 entwickelt? 


23. Abgeordneter 
Wolfram 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung in der zunehmenden 
Unf allhäuf igkelt eiinen Zusammenhang mit der 
von der Bundesratsmehrheit abgelehnten Ver- 
längerung des Tempolimits, und was gedenkt 
die Bundesregierung zu tun, um die während 
der Zeit der Geschwindigkeitsbegrenzung ein- 
getretene Unfallrückläufigkeit wieder zu er- 
reichen? 
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24. Abgeordneter 
Lemmrich 


(CDU/CSU) 


Haben wegen der Stellunignahme des Buodes- 
rats lund seinen grundlegenden Änderungsan- 
trägen zum Entwurf eines Gesetzes über den 
Bau und den Betrieb von Versuchsanlagen zur 
Erprobung von Techniken für den spurgeführ- 
ten Verehr und der Gegenäußerung der Bun- 
desregierung Gespräche zwiischen dem Bun- 
desverkehrsminiister Dr. Lauritzen, und dem 
Buindesfiinanzmiinister Schmidt, stattgefunden 
und wann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


25. Abgeordneter 
Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


Zu welchem Zeitpunkt und (in welcher Weise 
beabsichtigt (die Bundesregiemng, Folgerun- 
gen (aus dem tm November 1972 vorgeliegten 
Bericht der Sachverständigenkommission für 
die Neugliederung des Bundesgebiietis zu zie- 
hen? 


26. Abgeordneter 
Wende 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Eht- 
wiicklung der innerdeutschen Sportbez'iehun- 
gen nach der Paraphierung des Protokolls über 
die „Regelung der Sportbezdiehungen zwüischen 
dem DSB und DTSB"? 


27. Abgeordneter 
Wende 


(SPD) 


28. Abgeordneter 
Kater 
(SPD) 


29. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


Teilt (die Bundesregierung di'e Auffassung, daß 
lach (der Einbeziehung der Sportorganisationen 
von Berlin (West) in (das Protokoll 'der beidien 
(deutschen Sportbünde auch positive Auswiir- 
kungen auf die Weiterentwicklung der Sport- 
beziehiungen zu den ost- und süidosteiuropäi- 
'schen Ländern zu erwarten sind, und in wel- 
cher Wiei,se wiill idie Bundesregierung diese 
Möglichkeiten fördern? 


Welche Vorstellungen hat diie Bundesregiie- 
rung darüber, wiie das Gesetz über die Lasten- 
ausglieiichsbank auf Grund der veränderten 
bzw. weiterhin zu verändernden Aufgabenistel- 
lung idiieser Bank novelliert werden sollte? 


Hält es die Bundesregierung nicht für nützlich 
und notwendig, im Rahmen (einer Novellie- 
rung des Gesetzes über die Lastenausgleichs- 
bank läuch den Arbeitnehmern dieser Bank 
Mitwirkungsmögliichkeiiten dm Verwaltungsrat 
dieser Bank zu geben? 


30. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt dsie Bundesregierung (den (der- 
zeitigen Trend für die Entwicklung der deut- 
schen Bevölkerung in der Bundesrepublik 
Deutschland, (und wiie hoch (ist der Anteil der 
Geburten von ausländischen Gastarbeiterkin- 
dern? 
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31. Abgeordnete 
Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Dr. Schwenche 
(SPD) 


36. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


Tri'fft diie Meldung der „Welt" vom 10. Apriil 
1974 TiU, die Zahl der Personen, die diie „DDR" 
mit Genehmiigung der dortigen Behörden ver- 
liassten dürfen, sei im Vehhältnis zum ersten 
Quartal 1973 im ersten Quartal 1974 um rund 
26®/o zuTÜckgegangen, und wiie beurteilt — be- 
jahende nfails — die Bundesregierung diese 
Entwiicidung angesichts d^er Ankündigung, lihre 
Politik solle den Deutschen dm geteilten 
Deutschland dienen? 


Wie bewertet die Bundesregierung die am 
20. März 1974 zwischen dem Deutschen Tum- 
und Sportbund (DTSB) und dem Deutschen 
Sportbunid (DSB) getrofifene Vereinbarung, 
und ist die Bundesregiierung ider Auffassung, 
daß diese Vereinbaruingen auch dazu beitra- 
gen, daß Mitteldeutsche in vermiehrteim Maße 
an sportlichen Veranstaltungen, die dm Rah- 
men des linnerdeutschen Sportverkehrs in der 
Bundesrepublik DeutsKhland stattfinden, teit- 
nehnuen können? 


Gibt es Bemühungen der Bundesregierung, in 
den Gesprächen bzw. Verhandlungen 'mdt der 
DDR die Besucherquote von Mitteldeutschen 
zu Spielen im Rahmen der Fußball weltmedster- 
schaft zu erhöhen, und wieliche Anstrengungen 
wird die Bundesregierung lunternehmen, um 
zu erreichen, daß mehr als 3020 Mitteldeutsche 
daß Fußballspiel DDR — Chilie am 18. Juni 1974 
im Berliner Olympia-Stadion besuchen können, 
zu dam biiS heute noch 40 000 Eintrittskarten 
anigeboten wierden? 


Trifft es zu, wiie Pressemeldungen besagen, 
daß iin der Bundeszentrale für Politische Bil- 
dung mindestens drei Linksextremisten be- 
ischäftigt sind, und was gedenkt die Bundes- 
regierung gegebenenfalls angesichts einer 
solchen Tatsache zu unternehmen? 


Beabsichtigt idie Bundesregierung, Vorberied- 
tungen zur Erarbeitung eines Theaterförde- 
ruingsgesetzes — analog zum Filmförderungs- 
gesetz — zu treffen, das geeignet Ist, den 
Städten und Ländern, die den ständig zuneh- 
menden finanziellen Anforderungen durch das 
Theater nicht mehr gewachsen sind, entspre- 
chende Bundeshilfen lin Auasicht zu stellen? 


Wie lange halten sich Spätaussiedler nach 
ihrem Eintreffen in der Bundesrepuiblik 
Deutschland durchschnittlich in Grenzdurch- 
gang s- und Durchgangslagern und in Über- 
gangswohnheimen auf, ehe sie eine ange- 
messene Wohnung in der Aufnahmegemeinde 
finden? 
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37. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
damit den Spätaussiedlern durch Bereitstellung 
familiengerechter Wohnungen, durch Beihilfen 
für den Existenzaufbau, durch Sprachunter- 
richt usw. die igesellschaftliche Integration er- 
leichtert wird? 


38. Abgeordneter 
Dr. Schweitzer 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob wissen- 
schaftlich abges'icherte Untersuchungen vorlie- 
gen über den beruflichen, wirtschaftlichen und 
sozialen Bingliederungsprozeß deutscher Um- 
siedler aus der Volksrepublik Polen und der 
Sowjetunion in der Bundesrepublik Deutsch- 
land sowie über den Grad der Zufriedenheit 
dieser Bevölkerungskreise mit diesem Prozeß? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


39. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung des „Tagesspiegel“ vom 
30. März 1974 zu, daß auch die Bundesregie- 
rung dem Bundesverfassungsgericht die Her- 
ausgabe der in ihren Händen befiindlichen Un- 
terlagen zum Fall des miinder jährigen Flücht- 
Lingsmäddiens aus der „DDR“ verweigert habe, 
und daß dieses Verhalten der Präsiidient des 
Bundiesverfassungsgerichts in einem Schreiben 
an die Bundesregierung als unzulässig bezeich- 
net habe, und wie rechtfertigt — bejahenden- 
falls — die Bundesregierung ihre Antwort auf 
die Dringlichen Fragen des Kollegen Dr. Be- 
cher vom 27. März 1974, sie sei zu keiner Zeit 
um Übersendung von Akten gebeten worden? 

Treffen Pressemeldungen zu, nicht einmal ein 
Drittel der Bevölkerung habe volles Vertrauen 
zur deutschen Justiz, und welche Schlüsse zieht 
die Bundesregiierung — bejahendenfalls — 
oder für den Fall, daß ähnliche Erkenntnisse 
vor liegen — daraus, ist sie linsbesondere der 
Auffassung, daß zu komplizierte Regelungen 
/sowie Ausgestaltung und Handhabung des 
Verfährensrechts zu oft in der Bevölkerung 
den Eiinidruck erwecken, man könne sich leich- 
ter seinen Pflichten entziehen als zu seinen 
Rechten kommen? 

Welche Konseguenzen wird die Buodesregie- 
rung aus der am 21. März 1974 in der „Neue- 
Ruhr-Zeitung“ veröffentlichten Umfrage des 
Wickert- Instituts in Tübingen ziehen, der zu- 
folge 68^/ü der Befragten mit der Verbrechens- 
bekämpfung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land unzufrieden sind, und wird die Bundes- 
regierung insbesondere nunmehr den Entwurf 
zur Änderung des Strafvollzugs einer Ände- 
rung im Sinne der Vorstellungen des Bundes- 
rats unterziehen? 


H 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2008 


42. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Kann dde Bundesregierung dar tun, welche kon- 
kreten Straftaten auf Grund ider tschechO'slowa- 
ki'schen Strafgesetzgebung nach dem Brief der 
tschechoslowakischen Rjegierung zu Fragen der 
Strafverfolgung noch einer Verfolgung durch 
die tschechoiplowakischen Behörden unterlie- 
gen? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


43. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


44. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


45. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Josten 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Tochterfirma der bundes- 
eigenen Salzgitter AG, die Deutsche Schacht- 
bau- und Tief bohr GmbH (DST), noch nach 
dem Bekanntwerden des „ Arsens chLamms kan - 
dals" m'it dem jetzt angeklagten Geschäfts- 
führer der „Entsorgungs GmbH", Osnabrück, 
einen Vertrag zur Gründung der „Deutschen 
Umweltschutz GmbH" abau sch, Ließen beabsdch- 
tigte? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung auf Grund der bisher im Strafprozeß 
bekanntgewordenen Beschuldigungen igegen 
leitende Angestellte der DST, die Praxis dieses 
Unternehmens zu überprüfen? 

Hat der Zentralbank rat um eine Erweiterung 
dies Bunde sbankdi re ktoriums gebeten, oder 
wie'lche sachliche Notwendigkeit hält die Bun- 
desregierung für gegeben, die Zahl der Mit- 
glieder des Direktoriums jetzt zu erhöhen, da 
nach der Verabschiiedung des Bundesbank- 
gesetzes doch Einigkeit darüber herrschte, von 
der gesetziich ermöglichten Erweiteru'ng dann 
Gebrauch zu machen, wenn sachliche Grünude 
dies gebieten? 

Aus welchem Grund sollen die 5 -DM-Sii Iber- 
stücke eingezogen werden, die bisher in der 
ganzen Welt die Stabilität unseres Geldes 
signalisierten? 


47. Abgeordneter Welchen Silberwert haben die in Aussicht 
Josten genommenen neuen 5-DM-Stücke gegenüber 

(CDU/CSU) den im Umlauf befindlichen? 


48. Abgeordneter 
Pohlmann 


(CDU/CSU) 


Ist die BundesregLeriUng bereit, die Bauherren, 
die vor dem 9. Mai 1973 einen Vertrag mit 
einem Bauuntemehmen oder Architekten ge- 
schlossen hatten, und die am 9. Mali 1973 vor 
idiiie Alternative ge stellt wurden, entweder auf 
die 7 b- Abschreibung zu verzichten, oder vom 
bereits uinterzeichneten Kaufvertrag eines 
schlüsselfertigen Hauses (Typenhaus) zurück- 
zutreten — wofür meistens eine Vertragsstrafe 
in Höhe der ersten Baurate fällig wurde — , 


9 



Drucksache 7/2008 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


49. Abgeordneter 
Rolimann 


(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


51. Abgeordneter 
Tillmann 


(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 

Tillmann 


(CDU/CSU) 


oder aber ein Jahr oder damals ungewiß län- 
ger zu warten und damit eine mindestens 
ige Verteuerung des Baues auf sich zu nehmen, 
und die dann angesichts der Ungewißheit des 
weiteren Schicksals des § 7 b EStG den erste- 
ren Weg beschritten, doch noch in den Genuß 
der 7 b-Abschreibung kommen zu lassen, ins- 
besondere im Hinblick auf die bestehende 
Ausnahmeregelung für Fertighäuser? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
der Pauschbetrag von 4800 DM für Blinde und 
Korperbebinderte nach § 33 a EStG und § 65 
EStDV noch ausreichend und zeitgemäß Ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Deutsche Schutzvereinlgung für Wertpapier- 
besitz e. V., Sitz Düsseldorf 1, Humboldt- 
straße 9, unter dem Vorwand zu unterrichten, 
ein Flugblatt zur Frage der Vermögensblldung 
und zur Mitbestimmung für Aktionäre ver- 
faßt hat und daß dieser „Aufruf" den Depot- 
kunden der Banken (z. B. der Bank für Handel 
und Industrie) zugesandt worden ist, und wie 
gedenkt die Bun-desregierung dieser Unter- 
richtung entgegenzutreten und eine objektive 
Information der Bankenkunden zu gewähr- 
leisten? 

Trifft es zu, daß die Einnahmen, die Amateur- 
sportvereine aus der sogenannten „Banden- 
Werbung" erzielten, zunächst als .steuerfreie 
Einnahmen aus Vermögensverwaltung, so 
dann als Einnahmen aus einer sportlichen Ver- 
anstaltung und seit 1. Januar 1974 als Ein- 
nahmen aus einem s.teuerschädlichen wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetrieb zu behandeln 
sind? 


Trifft es zu, daß der bigher von den obersten 
Finanzbehörden des Bundes und der Länder 
vertretene Standpunkt, die Banden-Werbung 
stehe lim Zusammenhang miit der eigentlichen 
sportlichen Betätigung des Amateursportver- 
eins nunmehr aufgegeben ist und daß auch 
ein Zusammenhang zwischen der sogenannten 
„Trikot-Werbung" und der sportlichen Betäti- 
gung des Sportvereins nicht mehr gesehen 
wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


53. Abgeordneter 
Fiebig • 

(SPD) 


Beabstichtigt die Bundesregierung, in abseh- 
barer Zeit die Rechtsform „berg rech fliehe Ge- 
werkschaft" im Aktienrecht abzuschaffen, die 
den heute gültigen Ansichten über Transpa- 
renz der FühTungsstrukturen msofern diame- 
tral entgegensteht, als zum einen selbst bei 
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Umsatz- und belegscliattsstdikon Unternehmen 
kaum Möglichkeiten einer Mitsprache weder 
der Arbeitnehmer noch der Kuxeninhaber be- 
stellen, und 7.um anderen auch der Erwerb von 
Beteiligungen oder sagar d'oehtertirmon in 
recht undurchsichtiger Weise möglich zu sein 
scheint? 


54. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 
(SPD) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um die 
Rhodesien betreffende Entschließung 33v3 des 
LIN-Sicherheitsrats, die sie im Biindesanzeiger 
Nr. 187 am 4. Oktober 1973 zugleich mit einer 
dringlichen Mahnung des Bundeswirtschafts- 
ininisters, diese Bestimmungen (vollständiges 
Wirtschattscmbargo) einzuhallen, veröffent- 
licht hat, durchzusetzen? 


55. Abgeordnete 
Frau 

von Bothmer 
(SPD) 


Ist es richtig, daß die Bundesregierung durch 
das UN-Generalsekretaricit auf Verstöße ge- 
gen das Embargo hingewiesen wurde, und ist 
sie diesen Hinweisen nachgegarigen? 


56. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Welche wirksamen Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung zu ergreifen, um die deutsche 
Holz- und Forstwirtschaft gegenüber den Preis- 
rnanipiilalionen des Staatshandels der Ost- 
blockstaaten zu schützen? 


57. Abgeordneter 
Dr. Emmerlich 


(SPD) 


Wenn es zulrifft, daß der Käufer edner Ware 
sich dann der Anstiftung zu einem Verstoß 
gegen das Rabattgesetz schuldig macht, wenn 
er dem angekündigten oder allgemein gefor- 
derten Preis eines Händlers ein Preisangebot 
entgegensetzt, das um mehr als 3‘ld) hinter 
dem Unternehinerangebot zurückbleiibt oder 
vom Händler einen 3"4i übersteigenden Preis- 
nachlaß fordert, beabsichtigt die Bundesregie- 
rung dann das Rabattgesetz s,o zu ändern, daß 
der Verbraucher sich durch Wahrnehmung 
seines legitimen Interesses auf Erzielung eänes 
möglichst günstigen Preises nicht der Gefahr 
strafrechtlicher Verfolgung aussetzt? 


58. Abgeordneter 
Dr. Schmill- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung zur vollen Ausnut- 
zung der technischen Möglichkeiten für die 
Entwicklung leiserer Fluggeräte das Projekt 
Europlane weiterführen? 


59. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung" vom lü. A})ril 1974 zu, nach Aus- 
sage des türkischen Außenministers erwäge 
der Schah des Iran für den Pipclinelrantsport 
iranischen Erdgases nach Deutschlan/d zwei 
Trassenführungen durch die Türkei, und wie 
vereinbart die Bundesregierung dies — be- 
jahendenfalls — mit ihren Äußerungen, es 
käme ein Transport durch sowjetisches Gebiet 
in Frage? 
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60. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 
Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 
Dr. Jens 


(SPD) 


64. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


66. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung diie derzei- 
tijge Lage der Leder- und Schuhindustrie, auch 
und insbesondere im Verhältnis ihrer Kon- 
kjurrenzsituation zu den Importen aus der 
Europäischen Gemeinschaft, aus Drittländern 
außerhalb der EG und vor alllem aus Ostblock- 
staaten, und welche Möglichkeiten sind gege- 
ben, um die Arbeitsplätze zu sichern? 

Wie beurteilt idie Bundesregierung diie kon- 
jiuhkturpolitischen Vorstellungen in den Min- 
derheitsvoten von Professor Dr. Köhler als 
Miitglied des Sachverständigenrats im Licht der 
tatsächlichen wirtschaftlichen Entwicklung? 

Ist die Bundesregierung bereit, ein fünfjähri- 
ges Forschungs- und EntwickLungsvor haben 
zur Auffindung von öl und Gas m der Ant- 
arktis in Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft 
und Staat zu unterstützen, um frühzeiitig neue 
Energiequellen unter deutscher Kontrolle zu 
erschließen? 

Ist die Bunde ST egierung bereit, mit denen ihr 
zur Verfügung stehenden Mitteln sich dafür 
oinzusetzen, daß die Werbung im Fernsehen 
für sogenannte „Barkredite" von privaten 
Geldinstituten aus konjunktur- oder ordnungs- 
politischen Gründen unterbunden oder zumin- 
dest sachgerechter gestaltet wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß von 
einem östlichen Nachbarland für die Auftrags- 
erteilung über den Bau eines großen Trakto- 
ren- und Automobilwerks an ein führendes 
deutsches Unternehmen die Nutzung 'des mo- 
dernsten know how's, die Bereitstellung zins- 
günstiger Kredite und deren Rückzahlung 
durch Lieferung von Fertigprodukten aus die- 
ser Fabrikation zur Auflage gemacht wurde? 

Wie beurteilt däe Bundesregierung die jetzt 
vorgenommenen Benzinpreiserhöhungen im 
Blick auf die normalen Gesetzmäßigkeiten 
eines funktionierenden Markts? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
ungerechtfertigte Benzinpreiserhöhungen zu 
verhindern und vor allem den Marktmecha- 
nismus wieder voll wirksam werden zu lassen? 


67. Abgeordneter 
Lambinus 


(SPD) 


Treffen Berichte der Londoner „Sunday Times" 
vom 14. April 1974 zu, denenzufolge zwei Kon- 
zerne der deutschen Stahlindustrie sowie eine 
deutsche Großbank sich im Herbst 1972 an 
international organisierten Geheimabschlüs- 
sen zwecks Expansion der südrhodesi sehen 
Stahlproduktion sowie zwecks Imports süd- 
rhodesischen Stahls durch zwei deutsche Stahl- 
konzerne beteiligt haben? 
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68. Abgeordneter 

Lambinus 


(SPD) 


Welche Möglichkeiten zur Überprüfung solcher 
Hinweise auf gravierende Verstöße deutsdier 
Wiirtscha fisunternehmen gegen das von dien 
Vereinten Nationen beschlossene und von der 
Bundesregierung zuletzt dm Bundesanzieiiger 
Nr. 187 1973 als Bestandteil des Außenwilrt- 
schaftsgesetzes bzw. der Außenwirtschaftsver- 
ordnung übernommene totale Handelsembargo 
gegen Südrhodesien hat die Bundesregierung, 
und wie bzw. wiann gedenkt sie diese Mög- 
lichkeiten zu nutzen? 


69. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregde- 
rung, die zur Zeit bestehenden Richtlinien des 
Bundeswirtschaftsministers für Auftragsver- 
gaben der öffentlichen Hand dahin gehend ab- 
zuändern, daß bei Laufzeiten von Bauaufträgen 
von mehr als sechs Monaten die Prelsgledt- 
klausel zwingend angewendet werden muß, 
um in den Vorbedingungen der Ausschreibun- 
gen die FeslpreisverpflLchtungen, Wiie sie zur 
Zeit praktiziert werden, auszuschalten? 


70. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung die zum Teil auch 
von öffentlichen Trägern ausgeschriebenen 
Aufträge mit einer Laufzeit von ca. 20 Mona- 
ten mit Festpreisgarantie im Materiailbereich, 
angesichts der Preisentwicklung im Roh&toff- 
bereich, für sinnvoll und praktikabel? 


71. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Sind dem Bundeskartellamt von Seiten der 
Bundesregierung zu dem neuesten Vorgehen 
gegen Mineralolkonzerne offizielle oder in- 
ofti ziehe, schriftliche oder mündliche Anre- 
gungen, Hinweise oder Empfehlungen gege- 
ben worden, und, wenn ja, von wem und mit 
welchem Inhalt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung. 
Landwirtschaft und Forsten 


72. Abgeordneter 
Stücklen 


(CDU/CSU) 


In welcher Weise und an welchem Umfang ge- 
denkt die Bundesregierung, die landwirtsdraft- 
lichen Trocknungsanlagen finanziell zu stüt- 
zen, um die durch das starke Ansteigen des 
Heizöl Preises eingetretenen und noch zu er- 
wartenden Verluste auszugleichen, und nach 
welchen Kriterien wird sie die im einzelimen zu 
leistenden Stützungsbeträge festsetzen? 


73. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Dr. Schwörer landwiirtschaftlichen Krankenkassen ihre Bei- 
(CDU/CSU) träge im Durchschnitt um über 20Vo (im be- 

sonderen Fall um 75Vo) erhöhen? 
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74, Abgeordneter 
Dr. Schwörer 


(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 
Horstmeier 


(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


77. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der zjusätzliiche Betrag aus der 
Erhöhung, der für die Krankenversicherung 
der Aitenteiler vom Bund erbracht werden 
muß, und trifft es zu, daß diese Mittel aus den 
allgemeiinen Mrttein des Grünen Plans ent- 
nommen werden und danuit die Maßnahmen 
der Struktur- und ELnkomensverbesserung der 
Landwirte belasten? 

Treffen Pressemeldungen zu, daß der Bundes- 
zuschuß an die Krankenversicherung für Land- 
wirte am Jahr 1973 nicht ausreichte, um die 
Leistungen für die Aitenteiler voll zu über- 
nehmen, und wenn ja, wie gedenkt die Bun- 
desregierung gegebenenfalls den entstandenen 
Fehlbetrag des Jahrs 1973 auszugleichen? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
deutsche Delegation im EG-Agrarministerrat 
nicht energisch darauf hingewirkt hat, daß in 
den Grundsatzbes.chluß zur Wettbewerbspo- 
liitik auch der Sachverhalt der beträchtlichen 
Wettbewerbsverzerrungen aufgenommen wur- 
de, der sich aus den Konditionen für die Ernte- 
f/inanzierung zwiischen den Partnerländern er- 
gibt? 


Trifft es zu, daß sich die Bundesregierung 
weigert, angesichts des starken Verfalls der 
Erzeugerpreise für Rindfleisch entsprechende 
Schutzmaßnahmen einzutühren? 


78. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung im Hinbliick auf 
Dr. h. c. Wagner die Ereignisse am Brenner unternommen, oder 
(Günzburg) gedenkt sie zu unternehmen, um den freien 

(CDU/CSU) Warenaustausch zwischen den Ländern der 

EWG zu gewährleisten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


79. Abgeordneter 
Handlos 


(CDU/CSU) 


Stimmt es, daß die in dem am 23. /24. Februar 
1974 im Bonner Generalanzeiger unter der 
Überschrift „Der Bund rief und einige Reser- 
visten kamen auch" aufgezeigten Mängel im 
Zusammenhang mi t einer Mobil m ach ungs- 
übung einer Kompanie des Territorialheeres 
zutreffen? 


80. Abgeordneter 
Handlos 
(CDU/CSU) 


Inwieweit sind die in dem vorgenannten Ar- 
tikel aufgezeigten Mängel symptomatisch für 
den gesamten Bereich der Streitkräfte, und 
was gedenkt die Bundes re gierung zu unter- 
nehmen, um insbesondere die Einberufung von 
Führungs- und Funktionspersonial ider Geräte- 
einheiten bei Übungen durchzusetzen und eine 
ATN-ger echte Mob-Einplanung dieser Reser- 
visten zu gewährleisten? 
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81. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Ist der Bunidesregiieruinig ibekannt, daß im Zuge 
der Harmoniisierung der EG- Vorschriften mit 
der Begründung der NatoeiinheitLichkeit die 
Verstärkung der Anhängerkupplungen von 
40 mm auf 50 mm Innendurchmesser vorge- 
schrieben wurde, daß aber glerchz-eitig vor 
oa. Jahren im Rahmen einer technischen 
Anwieiisung bei der deutschen Bundeswehr die 
Umrüstung der Anhängevorrichtungen von 
bisher 50 mm-Nato-Norm auf 40 mm gewerb- 
liche Norm angeordnet wurde, und gedenkt 
sie eine Änderung vorzunehmen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


82. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Wiie beurteilt die Bundesregierung die in dem 
von dem Medi23in-Joumalisten Kurt Blüchel in 
seinem dieser Tage bei Bertelismann erschie- 
nenden Buch ,,Die weißen Magier" auf ge stell- 
ten Behauptungen, wonach in der Bundesre- 
publik Deutischland Patienten im Zusammen- 
spiel von Ärzten und Arzneiimittelrndustrue 
ais „Versuchskaninchen" bei der Erprobung 
von Medikamenten verwendet werden sollen, 
und trifft insbesondere die in der „Abendzei- 
tung" vom 2. April 1974 'in diesem Zusammen- 
hang gemachte Mitteilung zu, wonach aus- 
ländische Medi k am entenher steiler die Arznei- 
-miittel — die im eigenen Land nicht verkauft 
wierden können, weil die strengeren Sicher- 
hjeitsbestimmungen nicht erfüUit waren — in 
der „ Versuchsklim'k" Bundesrepublik Deutsch- 
land registriieren lassen? 


83. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Teiit die Bundesregierung dite Auffassung, daß 
das Deutsche Herz Zentrum tin München deut- 
lich zeigt, „daß die moderne Medizin keines- 
wegs die heute meist üblichen geradezu ver- 
schwenderischen Prachtbauten erfordert" und 
eine iderartige Einrichtung auch in anderen 
Bunde S.1 ändern erwünscht /ist, und welche kon- 
kreten Planungen und Überlegungen werden 
in den anderen Bundesländern in dieser Hin- 
sicht angestellt? 


84. Abgeordneter 
Dr. Enders 


(SPD) 


Wiieviel Auslandsfahrten von Jugenidgruppen 
werden im Jahr 1974 über die Deutsche Sport- 
jugend finanziell unterstützt, und welche Bun- 
desmittel wären erforderlich, um alle Anträge 
berücksichtigen zu können? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


85, Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Wieviel Fälle der Einreiseverweigerung in 
die DDR sind der Bundesregierung mit der 
Begründung „Bezugnehmend auf den von Ih- 
nen gestellten Antrag für ©inen Tagesaufent- 
halt aus touristischen Gründen in den in der 
Anordnung vom 17, Oktober 1972 über Ein- 
reisen von Bürgern der BRD in die DDR fest- 
geiegten Kreisen der Deutschen Demokrati- 
schen Republik wird mitgeteilt, daß diesem 
nicht entsprochen werden kann, da die An- 
tragstellung nicht den Festlegungen der vor- 
stehenden Rechtsvorschrift entspricht" be- 
kannt geworden, und was i(st unter den Fest- 
legungen der angesprochenen Rechtsvorschrift 
zu verstehen? 


86. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Welche „Regeln zwiischenstaatlichen Rechts" 
und welche Bestimmungen der Wiener Ver- 
tragsrechtskonventron, die eine Kodifizierung 
des Mindeststandards des Völkergewohnheits- 
rechts dar stellt, hatte der Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen, Franke, im Auge, 
als er in der Debatte über die Lage der Nation 
feststellte: . wir haben nach den Regeln 

des zwiiischenstaatlichen Rechts erklärt, daß 
die vertra glichen Vereinbarungen mit der DDR 
unsere verfassungsmäßigen Anschauungen und 
Ziele nicht verändern können , . . Die DDR 
hat in Kenntnis dessen den Grundiliagenvertrag 
unterschrieben" ? 


87. Abegordneter 

Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Wie vereinbart die Bundesregierung die Er- 
klänung von Bundesminister Franke in der 
Debatte über die Lage der Nation, wonach die 
vertraglichen Vereinbarungen mit der DDR 
auch nach den Regeln des zwischenstaatlichen 
Rechts Ziele und Vorschriften des Grundge- 
setzes nicht verändern können und die DDR in 
Kenntnis dessen den Grundlagenvertrag unter- 
schrieben hat miit der Feststellung des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs des Bundesmini- 
sters für innerdeutsche Beziehungen am 24. Ja- 
nuar 1974, daß sich für die DDR aus dem 
Grunidlagenvertrag keine Pflicht ergebe, nur 
solche Ansprüche herzuleiten, die mit dem 
Grundgesetz im Einklang stehen? 


88, Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Welche Entwicklung hat die Zahl der Besucher 
an der Zonengrenze (getrennt nach Deutschen 
und Ausländern) zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR in den letzten fünf 
Jahren genommen? 
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89. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind in den letzten fünf Jahren die 
von Bund und Landern gewährten Zuschüsse 
für Besucher an die Zonengrenze zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR ge- 
wesen (getrennt nach Deutschen und Auslän- 
dern)? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


90. Abgeordneter 
Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


Welche Forschungsvorhaben zur Urangewin- 
nung aus Meerwasser fördert zur Zeit die Bun- 
desregierung, und ist S’ie bereit, in einem 
koordinierten Forschungsprogramm die Uran- 
gewinnung aus Meerwasser systematisch vor- 
wärtszutreiben? 


91. Abgeordneter 

Hölscher 


(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, Nachtpostflüge 
e.inzustellen und die Beförderung von Postsen- 
dungen wieder der Deutschen Bundesbahn zu 
übertragen, um sowohl die Nachtruhe der 
Menschen im Ein zugsbereich von Flughäfen zu 
schützen als auch zu einer Rentabilitätsver- 
besserung der Deutschen Bundespost beizu- 
tragen? 


92. Abgeordneter 

Hölscher 


(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, für den Fall, 
daß e.'ine sofortige Einstellung der Nachtpost- 
flüge nicht durchführbar ist, dahin gehend auf 
die Deutsche Lufthansa eiiizu wirken, daß die 
von der Bundeswehr zum Verkauf vorgese- 
henen geräuscharmen Transportflugzeuge vom 
Typ Transall für diesen Dienst eingesetzt 
werden? 


9v3. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, demzufolge die 
Deutsche Bundespost den Sprechverkehr der 
Beschäftigten im Fernsprechauskunfts- und 
Telegrammaufnahmedienst ohne vorherige 
Ankündigung zeitweise mitschneidet und dabei 
auch private Gespräche der Po st bedien steten 
und Telefonate der Fernsprechteilnehmer mit- 
hört, und wenn ja, auf wmlche rechtliche 
Grundlage stützt sich dieses Verfahren, und 
was bedeutet die Aussage eines Sprechers des 
Bundespostministeriums, daß damit „Unter- 
lagen für die Abwehr ungerechtfertigter Vor- 
würfe von Postkunden gegen die Bediensteten 
beschafft werden sollen"? 


94, Abgeordneter Aus welchem Grunde hält die Deutsche Bun- 
Dr. Ahrens despost am monatlichen Abrechnungsniodus 

(SPD) für die Telefongcbühren fest? 
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95. Abgeordneter 
Dr, Ahrens 
(SPD) 


Ist die Bundesregierunig bereit, die Erfahrun- 
gen der Kommuna'Lverwaltunigen und der Vev- 
sorgunjgsunternahmen mit längeren Abrech- 
nungszei träumen im Hinblick auf eine ent- 
sprechende Handhabung bei der Abrechnung 
der Telefongebühren zu überprüfen? 


96. Abgeordneter Aus welchem Grunde laufen Massendruck- 
Rollmann Sachen bei der Deutschen Bundespost so un- 

(CDU/CSU) bestimmbar lange, daß der Versand von Ter- 

minpost bei dieser Versendungsart gewagt ist? 


97. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 
(CDU/CSU) 


Ist es nach der Auffassung der Bundesregie- 
rung gerechtfertiiigt, die durch amtlich durchge- 
führte Schallmessungen bereits festgestellten 
extremen Lärmbeeinträchtlgunigen, die Fern- 
sprechteilnehmer in unmittelbarster Nahe von 
Militärflugplätzen erdulden müssen, dadurch 
' auszuglei eben, daß -ihnen ein Nachlaß auf ver- 
brauchte Gebühren ei nheiten gewährt wird, 
nachdem sie erwiesenermaßen oft über längere 
Zelt hinweg bei dem dröhnenden Start- und 
Landeflug Telefongespräche unterbrechen und 
so nicht von ihnen zu vertretende finainzielle 
Nachteile seit Jahren bereits hinnehmen müs- 
sen? 


Gesdiäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


98. Abgeordneter 
Dr. Aigner 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das Erdgeschoß der Ständigen 
Vertretung der Bundesregierung in Ost-Berlin 
vergittert wird, obwohl die Vertretung von 
zwei für mehrere Wächter bemessenen Wach- 
häusern flankiert wird im Gegensatz zu allen 
vergleichbaren Gebäuden, für die meist nur enn 
für einen Wächter bemessenes, Wach haus auf- 
gestellt worden 'ist, wenn ja, wie rechtfertigt 
sie es, und sollte die Bundesregierung nicht 
vielmehr alles vermeiden, was bei den Deut- 
schen im Herrschaftsbereich des Ostberliner 
Regimes den Eindruck her vor ruft, sie wolle 
iihre Ständige Vertretung in Ost-Berlin von 
ihnen ab schirmen? 


99. Abgeordneter 
Geisenhofer 


(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, Bundesmini-ster 
Bahr sei während seines letzten Moskaube- 
suchs bedeutet worden, im Fall der Errichtung 
des ümweltbundesamts in Berlin sei mit neuen 
Behinderungen im Transitverkehr zu rechnen, 
worauf auch Staatssekretär Gaus von Ost- 
Berlin hingewiesen worden sei, und wie hat 
die Bundesregierung — bejahendenfalls — 
darauf reagiert? 
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100. Abgeordneter 

Höcherl 

(CDU/CSU) 


Zu 'vvclcheni genauen Zeitpunkt hat der Bun- 
deskanzler das auf den 15. April (Ostermon- 
tag) datierte interview mit dem Bonner Kor- 
respondenten der Kölner Zeitung „Express" 
gegeben, und von welchem genauen Erkennt- 
nisstand über die tatsächliche Entwicklung der 
Verkehrsunfälle auf Autobahnen während der 
Osterfeiertage konnte er dabei ausgehen? 


101. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Auf Gl und welcher Tatsachen kommt der Bun- 
deskanzler zu den Behauptungen, die Ent- 
scheidung des Bundesrats gegen eine generelle 
Geschwindigkeitsbegrenzung auf Autobahnen 
sei von „rein parteitaktischen Interessen ge- 
lenkt", nehme „wenig Rücksicht auf die Soli- 
darität mit den Interessen der Bürger", und 
jetzt zahlten wir teures „Lehrgeld", und wie 
stuft die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang die Warnungen ein, daß aus der 
extremen Verkehrssituation der letzten Tage 
„keinerlei Argumente für oder gegen Ge- 
schwindigkeitsbeschränkungen auf Autobah- 
nen hergeledtet werden kannten", die der In- 
nenminister von Nordrhein-Westfalen ausge- 
sprochen hat? 


102. Abgeordneter 
Dr. Zimmermann 


(CDU/CSU) 


Wie erklärt die Bundesregierung den Unter- 
schied zwischen den Angaben zu den Kosten 
der Öffentlichkeitsarbeit der Bundesministe- 
rien im Jahr 1972 in ihrer Antwort auf eine 
Kleine Anfrage von CSU-Abgeordneten und 
den Angaben des Presse- und Informations- 
amts der Bundesregierung (Frankfurter Rund- 
schau vom 14. März 1974)? 


103. Abgeordneter 
Reddemann 


(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung erklären, ob Adres- 
sen von Bürgern, die sich an das Presse- und 
Informationsaint der Bundesregierung ge- 
wandt haben, der FDP-Fraktion des Deutschen 
Bundestags 2 ui geleitet wurden, und auf wel- 
che Weise dies gegebenenfalls geschah? 


104. Abgeordneter Verwendet das Presse- und Informationsamt 
Reddemann der Bundesregierung denselben Adressenauto- 

(CDU/CSU) maten wie die FDP-Fraktion des Deutschen 

Bundestags? 


105. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 16. April 
1974 zu, die in Ausführung des Grundlagen- 
vertrags im Ostberliner Herrschaftsberedch zu- 
gelassenen Korrespondenten aus dem freien 
Teil Deutschlands würden in den dortigen 
Telefonbüchern nicht verzeichnet, was die 
Korrespondenten durch die Mitteilung erfuh- 
ren, einem — nicht gestellten — Antrag auf 
Nichteintragung sei stattgegeben worden, und 
was wird die Bundesregierung — bejahenden- 
falLs — gegen diese zusätzliche Beeinträchti- 
gung freier Berichterstattung unternehmen? 
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106. Abgeordneter 
Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Entsprachen die in einem offiziellen Faltblatt 
des Presse- und Informationsamts 1972 „Politik 
ist gut, wenn es den Menschen besser geht" 
aiufgeführten Aussagen: „Goldene Jahre für 
Arbeitnehmer", „Die Löhne wurden nicht vor 
den Preisen überrundet", „Arbeitsplätze sicher 
wie nirgendwo sonst", „Vollbeschäftigung 
verbürgt den sozialen Frieden", „Unsere 
Wirtschaft leistet mehr denn je" usw. zum 
damaligen Zeitpunkt den Tatsachen? 


107. Abgeordneter 
Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Wenn es sich nach Auffassung der damaligen 
und auch der jetzigen Bundesregierung bei 
den aufgeführten Aussagen um Tatsachen 
handelte, treffen diese Tatsachen heute noch 
zu, und wenn nicht, warum nicht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


108. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die bulgari- 
sche Forderung au unterstützen, von der Euro- 
päischen Gemeinschaft die allgemeinen Prä- 
ferenzen eines Entwicklungslands eingeräumt 
zu bekommen, und wiie will die Bundesregie- 
rung im Fall einer solchen Zusage seitens der 
Europäischen Gemeinschaft bulga rischen Wün- 
schen nach deutscher Kapitalhilfe begegnen, 
denen mit dem Anspruch, die gleiche Behand- 
lung Wiie Jugoslawien au erfahren, Nachdruck 
verliehen wird? 


109. Abgeordneter 

Gierenstein 


(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung unternommen 
bzw. was wird sie unternehmen, um den Deut- 
schen in dier Sowjetunion zur Ausreise zu ver- 
helfen, die jetzt lin den Hungerstreik getreten 
sind, nachdem dhr von der deutschen Botschaft 
angeratenes Verlassen des Botschaftsgebäu- 
des eine Freiheitsstrafe und weitere strafrecht- 
liche Maßnahmen zur Folge hatte, und hat die 
Bundesregierung die sowjetische Regierung 
darauf hin gewiesen, daß derartige grund- und 
menschenrechtswidrige Maßnahmen ein Hin- 
dernis für jede Verbesserung der gegenseiti- 
gen Beziehungen idarstellen? 


110. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Was hält die Bundesregierung, sollte clie Mel- 
dung der „Welt" vom 30. März 1974 zutreffend 
sein, davon ab, Ihre Auffassung, sie könne die 
gewaltsame Aneignung von Territorien nicht 
anerkennen, nicht nur im Hinblick auf den Na- 
hen Osten auszusprechen, sondern auch auf 
die Freie Stadt Danzig, die baltischen Staaten, 
sowie auf die Grenzen des Deutschen Reichs 
vom 31. Dezember 1937, auf die Vorkriegs- 
grenzen Finnlands, Rumäniens, Italiens, Ja- 
pans und der tschechoslowakischen Ostgrenze? 
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111. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


112. Abgeordneter 
Zoglmann 
(CDU/CSU) 


112. Abgeordneter 

Rainer 


(CDU/CSU) 


114. Abgeordneter 

Rainer 


(CDU/CSU) 


115. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 30. März 
1974 zu, der Bundesminister des, Auswärtigen 
habe ln Schreiben an Mitgliieder der Regie- 
rungen Saudi-Arabiens und Algeriens zu den 
Stroitpunlcten tm Nahost-Konfliikt Standpunkte 
bezogen, die sich mit den von den arabischen 
Staaten vertretenen decken, was zu der Ände- 
rung ihrer Haltung gegenüber der Bundesre- 
publik Deutschland geführt habe, und wie ist 
— bejahendenfalls — die Antwort des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs beim Bundes- 
minister des Auswärtigen vom 28. März 1974 
auf meine Mündliche Anfrage, dies habe nach 
Kenntnis der Bundesregierung keine Auswir- 
kung auf das deutsch --israelische Verhältnis 
gehabt, zu verstehen? 

Teilt die Bundesregierung die seinerzeit von 
Bundesaußenminister Scheel geäußerte An- 
sicht, zur NormaKsierung der deutsch -polni- 
schen Beziehungen im Sinn des Warschauer 
Veitrags gehöre es auch, daß die Städtenamen 
in den ehemals deutschen Gebieten mjit ihren 
geschichtlich überkommenen Namen genannt 
werden, und ist sie insbesondere der Auf- 
fassung, daß offizielle Besucher der Bundes- 
republik Deutschland in Polen diesen Sprach- 
gebrauch einhalten sollten? 

Wie vereinbart die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß Polen erst kürzlich (Ost-Informatio- 
nen Nr. bü vorn 8. April 1974, Sente 3 f.) sich 
gegenüber der Bundesrepublik Deutschland 
als Gläubiger bezeichnete, von nicht begliche- 
nen Rechnungen sprach und erklärte, die west- 
deutsche Seite habe den p>oliii sehen Standpunkt 
in dieser Frage sehr wohl gekannt, mit ihren 
Erklärungen zum deutsch-polnischen Vertrag, 
(imser habe keinerlei finanzielle Folgen? 

Z.U welchen Befürchtungen gibt der Umstand 
Anlaß, daß Polen im Zusammenhang mit der 
Ausreise von Menschen unzweifelhaft deut- 
scher Volkszugehörigkeit aus dem polnischen 
Herrschaltsborc'ich von „Staatisbürgern sehr 
problematscher Abstammung" spricht (Ost- 
Informationen Nr. 66 vom 8. April 1974, Seite 
3 f.), und wie gedenkt die Bundesregierung, 
dem Versuch zu begegnen, auf solche Weise 
den Geltungsbereich der entsprechenden Infor- 
nidlion der polnischen Regierung auszuhöhlen, 
die allen deutschen Staats'angehörigen unter 
polnischer Hoheit die Ausreise zu-sichern 
sollte? 

Teilt die Bundesregierung die Besorgnis, in 
Frankreich könnten die wertenden Äußerun- 
gen des Parlamentarischen Staatssekretärs 
beim Bundesininister des Auswärtigen, Dr. 
Apel, über den Volksfrontkandidaten bei der 
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116. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


1 17. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


118. Abgeordneter 

Windelen 


(CDU/CSU) 


1 19. Abgeordneter 

Windelen 


(CDU/CSU) 


120. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


121. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Präs-identenwahl — falls Pressemeldungen 
darüber zutreffen — als Einmischung in einen 
Vorgang innerfranzös.ischer Willensbildung 
aufgefaßl werden, und was tut die Bundes- 
regierung — bejahendenfalls - , um dem enl- 
gegenzuwirken? 

Wie beurteilt d;i.e Bundesregierung das kom- 
munistische Spanierlreffen in Kassel im Hin- 
blick auf die deutsch- spanischen Beziehungen 
und im Hinblick auf die innere Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland? 

Wird die Bundesregierung die Anregung des 
Bundesministers, für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit, Dr. EppLer, befolgen und die von Ter- 
roristen ausgerufene sogenannte Republik 
Guinea-Bissau völkerrechtlich anerkennen, 
o*der den bisher praktizierten Standpunkt der 
Bundesregierung auf rechterhalten, daß zur ju- 
ristischen Anerkennung mindestens die klare 
Abgrenzung eines Staatsgebiets, ein Staats- 
volk sowie die Existenz einer Regierung, die 
den größten Teil des Landes unter ihrer Kon- 
trolle hat, gehöre? 

Ist die Bundesregierung bereit, am 5. Mai 1975, 
der 20-jährigen Wiederkehr des Inkrafttretens 
der Pariser Verträge, die das Besatzungsstatut 
■auf hoben, der Bundesrepublik Deutschland die 
Souveränität verliehen, die Bundesregierung 
als allein berechtigt anerkannten, für Deutsch- 
land als Vertreter des deutschen Volkes, zu 
sprechen und ein wiedervereinigtes Deutsch- 
land mit einer freiheitlich-demokratischen Ver- 
fassung zum gemeinsamen Ziel der Politik der 
Unterzeichnerstaaten erklärten, in gebühren- 
der Form zu gedenken? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
gegebenenfalls im einzelnen vorgesehen, um 
die nationale und internationale Öffentlich- 
keit über den wesentlichen Inhalt der Pariser 
Verträge — insbesond.ere des, Deutschland- 
vertraigs — und ehren Stellenwert in der 
deutschen i^oUtik zu unterrichten? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der 
Warschauer Vertrag in beiden Ländern „völlig 
unterschiedlich aufgefaßt und interpretiert" 
wird, und stimmt es, daß der polnische Ver- 
tragspartner aus dem Warschauer Vertrag die 
Berechtigung der Forderung von Wiedergut- 
machungsleistungen ableitet? 

Welche Schlußfolgerungen gedenkt die Bun- 
desregierung für ihr eigenes Verhalten gegen- 
über der Regierung der Sowjetunion aus den 
Nachrichten zu ziehen, die besagen, daß aus- 
siedlungswilJige sowjetische Staatsbürger 
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deutscher Volkszugehörigkeit durch Demon- 
strabionen und Hungerstreik auf d^ie Ablehnun- 
gen iLhres berechtigten Begehrens auf Auissded- 
liung nicht nur die sowjetischen Behörden 
sondern auch die deutsche Öffentlichkeit auf- 
merksam machen, und wie beurteilt sie die 
seitens der sowjetischen Regierung dagegen 
unternommenen Maßnahmen wie Verhaftun- 
gen und Einiieferungen in psychiatrische Kli- 
niken? 


122. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
— erforderljichenfalls zusammen mit den drei 
Weltmächten, die Rechte und Verantwortlich- 
keiten für Deutschland als Ganzes und Berliin 
innehaben und am Internationalen Militärtri- 
bunal von Nürnberg beteiliigt waren — zu 
unternehmen, um zu erreichen, daß aus huma- 
nitären Gründen der am 26. April 1974 sein 
80. Lebensjahr vollendende Rudolf Hess nach 
33 Jahren ununterbrochener Haft an seinem 
Lebensabend zu seiner Frau und seinem Sohn 
zurückkehren kann, und ist sie bereit, dabei 
die Tatsache der Strafverschärfung seit 1966 
(Einzelhaft) nachdrücklich zur Geltung zu brin- 
gen? 


123. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung etwa die Auffas- 
sung, daß Nordatlantische Bündnis müsse sein 
Verhältnis zu Portugal überprüfen, und wel- 
che Nachteile würden sich für die Verteidd- 
giing der im Nordatlantischen Bündnis zusam- 
mengeschlossenen Staaten ergeben, sollte Por- 
tugal als Ergebnis einer solchen Politik aus 
dem Nord atlantischen Bündnis, ausscheiden? 


124. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Welche Vorkehrungen hat die Bundesregie- 
rung getroffen, damit ihre diplomatiischen und 
konsularischen Vertretungen im Ausfand allen 
Deutschen im Sinne des Grundgesetzes in 
größtmöglichem Umfang Schutz und Hilfe ge- 
währen, und ist dies auch bei der Vertretung 
durch Honorarkonsuln fremder Nationalität im 
gleichen Umfang gewährleistet? 


125. Abgeordneter 

Seefeld 


(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung der 
Doutschon Schule Brüssel die Einrichtung eines 
vierten Grundschulzugs aus finanziellen Grün- 
den verweigert, obwohl die infolge der wach- 
senden Bedeutung Brüssels als Zentrum der 
europäischen Integration stark gestiegene und 
weiter steigende Schülerzahl (1959; 200 — 
1973: 930), in der die allseits anerkannte 
Sonderstellung der Deutschen Schule Brüssel 
gegenüber den arideren deutschen Auslands- 
schulen zum Ausdruck kommt, eine solche Er- 
weiterung dringend erforderlich macht? 
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12G. Abgeordneter 

Seefeld 


(SPD) 


Entspricht es den Tatsachen, daß das Aus.wär- 
t.ige Amt zur Bewältigung des Schülerandrangs 
zu dem bedenklichen, integrationsfeindlichen 
und technisch untauglichen Mittel einer Zu> 
lassungsbeschränkung für Kinder von Aus- 
ländern vornehmlich deutscher Muttersprache 
und europäischer Beamter greift, indem es 
letztere auf die wegen des fremden Schul- 
systems und überfülLung überwiegend abge- 
lehnte Europa-Schule verweisen will? 


127. Abgeordneter 

Damm 


(CDU/CSU) 


Trifft der Bericht der Tageszeitung „Die Welt" 
vom 13. April 1974 zu, wonach der deutsche 
Wahlkonsui in Rönne auf Bornholm gegen- 
über deutschen Flüchtlingen aus der DDR ein 
„eigenartiges Verhalten" an den Tag lege, 
indem er ihnen erkläre, er sei nin für Bürger 
der Bundesrepublik Deutschland verantwort- 
lich, Bürger der DDR seien aus einem anderen 
Staat und dies sei schließlich „eine andere 
Sache", und wenn ja. was wird die Bundes- 
regierung unternehmen, um ein solches Ver- 
halten für die Zukunft auszuschließen? 


128. Abgeordneter 

Röhner 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die in der „Frank- 
furter Allgemeinen Zeitung" vom 18. April 
1974 geäußerte Befürchtung, die — unter an- 
derem des Polizistenmordes verdächtigten — 
Chilenen, die in der Deutschen Botschaft in 
Santiago aufgenonimen worden waren und 
denen die Bundesregierung bisher kein Ein- 
reisevisum erteilt hat, konnten im Wege der 
Geiselnahme versuchen, ihre Einreise in die 
Bundesrepublik Deutschland zu erzwingen? 


129. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Chan- 

Dr. Schweitzer cen des weiteren Aushaus unserer wissen- 

(SPD) schaftiidi-kultureljen Beziehungen zur Volks- 

republik China? 


130. Abgeordneter 

Reiser 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, 
nach denen eine Staatsbürgerin der Bundes- 
republik Deutschland von tunesischen Behör- 
den gefoltert worden ist, wenn ja, was hat 
der deutsche Botschafter in Tunis bzw. was hat 
die Bundesregierung dagegen unternommen? 


131. Abgeordneter Tritft di(' Meldung der „Frankfurter Allgemei- 
Dr. Zimmermann neu Zeitung" vom 19. April 1974 zu. der Bun- 
(CDU/CSU) (leskanzler habe' bediauj)tet, die Palästinenser 

seic'n bei der Gründung des Staates Israc'l ver- 
trieben wordc'n, und welche Folgerungen wird 
bt'iahendentalls - du se historisch talsche 
Dcir^It'ilurig aul das deutsch-israelische Ver- 
hältnis ha heil? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter Trifft es. zu, daß die von der Zentralstelle 

Rollmann für das Auslandsschulwesen vermittelten Aus- 

(CDU/CSU) landslehrer weder Beamte noch Angestellte 

des Bundes sind und aus idiesem Grunde auch 
k-eine Rechtsansprüche gegen den Bund auf 
Dienstbezüge, Auslands Vergütung und Kauf- 
kraft au sgleiich haben und dementsprechend 
auch keine Rechtsmittel einlegen können? 

2. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung tun, um den 

Rollmann von der Zentralste lile für das Auslandsschuil- 

(CDU/CSU) wesen vermittelten Auslandslehrern iin bezug 

auf ihre gesamte Besoldung eine Rechtsposi- 
tion zu verschaffen, die der der Beamten und 
Angestellten des Bundes im Ausland gleich- 
wertig ist? 

3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht dier Auffassung, 

Kater daß die Beschlußfassung im EG-Miniisterrat 

(SPD) auch dadurch erschwert wird, daß die Mit- 

gliedsregierungen, immer mehr dazu überge- 
gangen sind, vor jeder Ratstagung ihre natio- 
nale Position zu veröffentlichen? 

4. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregiierung zu tun bzw. 

Kater zu veranlassen, um dieser Tendenz der Er- 

(SPD) schwerung von Kompromissen bei der Be- 

schlußfassung Im EG-Ministerrat entgegenzu- 
wirken? 

5. Abgeordneter Bat die mit dem Regierungsabkommen vom 

Schmidhuber 2. März 1973 ins Leben gerufene deutsch- 

(CDU/CSU) britische Stiftung zum Studium der Inidustrie- 

geselilschaft bereits ihre Tätigkeit aufgenom- 
men? 

6. Abgeordneter Wer ist von seiten der Bundesregiierung in 

Schmidhuber das Kuratorium und 'in den Exekutivausschuß 

(CDU/CSU) der Stiftung berufen worden? 

7. Abgeordneter Welche Mitglieder der Bundesregderung sind 

Dr. Kunz Mitglied der „Gesellschaft zur Förderung der 

(Weiden) Beziehungen zwischen der Bundesrepaiblik 

(CDU/CSU) Deutschland und der Sowjetunion (Gesellschaft 

BRD — ^UdSSR)", und welche finanziellien Mit- 
tel wurden dieser Gesellschaft von Seiten der 
Bundesregierung direkt oder indirekt bisher 
zugewendet, bzw. aus welcher Quelle bezieht 
diese Gesellschaft Ihre finanziellen Mittel? 
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8. Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bevölikerung von Guinea 
Bisisaos, in freien Wahlen sich für däe Unab- 
hängigkeit des Landes ausgesprochen hat, und 
wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, auf 
Grund dieises Tatbestands der Erklärung zur 
Unabhängikeit der Republik Guinea Bissao 
des Komitees zur Unterstützung des Befrei- 
ungskampfes in den portugiesischen Kolonien 
beizutreten? 


9, Abgeordneter 
Stahl 
(Kempen) 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund 
ihres Bekenntnisses zum Selbstbestimmungs- 
recht der Völker, auch die Republik Guinea 
Bissao anzuerkennen, obwohl Portugal die Un- 
abhängigkeit verweigert, und welche Gründe 
sprechen evtl, gegen eine Anerkennung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


10. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


11. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


12. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


13. Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 


14. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung nicht verp flächtet, mit 
anderen Verfassungsorganen die Frage zu 
prüfen, ob das Verfassungsgebot des Artikels 
29 Abs, 3 des Grundgesetzes nicht aufgehoben 
werden sollte, wenn siie der Meinung ist, daß 
dahingestellt bleiben müsse, ob die Durchfüh- 
rung der ausstehenden Volksentscheide — es 
handelt siich um zwei Volksbegehren in Nie- 
dersachsen und um drei Volksbegehren m 
Rheinland -Pfalz — politisch noch sinnvoll sei? 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Gefähr- 
dungspotential des Kernkraftwerks „Schneller 
Brüter SNR 300“ insbesondere auch im Ver- 
gleich zu anderen von ihr gefö,rderten Reaktor- 
typen? 


Welche Bedeutung mißt die Bundes re gierung 
im Hinhliick auf die Sicher Stellung einer lang- 
fristigen Versorgung mit Kernbrenns taffen der 
Erzeugung neuer Kernbrennstoffe beim Betrieb 
des natriiumgekühlten Schnellen Brüters (der 
sogenannten Brutrate) bei? 


Wiie vielen Fluggästen wurde auf Grund der 
Sicherheitskontrollen der Flug verweigert, 
wie viele wurden auf Grund welcher Ver- 
dachtsmomente festgenommen und wieviel 
W a f f en wurde n sicher ges teilt? 


Wird die Bundesregierung die in den Ver- 
einigten Staaten gemachten positiven Erfah- 
rungen mit Röntgengeräten bei der Gepäck- 
kontrolle von Flugpassagieren zum Anlaß 
nehmen, diese Geräte auf allen Flugplätzen 
der Bundesrepublik Deutschland einzusetzen? 
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15. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 

16. Abgeordneter 

Dr. Mende 
(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Dr. Mende 
(CDU/CSU) 


18, Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 
Wolfram 
(SPD) 


20. Abgeordneter 

Wolfram 

(SPD) 


21. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 


22. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 


Welche Untersuchungen über mögläche Stand- 
orte von Kernkraftwerken in der Bundesrepu- 
blik Deutschland liegen vor? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Gei- 
lenkirchen, Goethestraße 18-28, seit Oktober 
1973 20 mit Sondermittein für Aussiedler 
geförderte Wohnungen nicht belegt sind, 
während gleichzeitig Aus, Siedler in den Durch- 
gangslagern auf die Zuteilung von Wohnun- 
gen warten und sich über die schleppende 
Behandlung ihrer Anträge beklagen? 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
eine sinnvolle Nutzung vorhandener Aussied- 
lerwohnungen in Zusammenarbeit mit den 
Bundesländern und Gemeinden zu gewähr- 
leisten? 


Wie beurteilt die Bundesregierung Überle- 
gungen. Produkte, die dem dringend notwen- 
digen Umweltschutz entsprechen, mit einem 
Umweitschutzzeichen, das von einer neutralen 
Stelle ZU vergeben wäre, auszuzeichnen und 
zu fördern, und welche Möglichkeiten sieht 
sie, für die Einführung eines solchen Güte- 
zeichens einzutreten? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Forde- 
rungen der Interessengemeinschaft der mit 
Ausländern verheirateten deutschen Frauen, 
und ist sie bereit, die entsprechenden gesetz- 
lichen und sonstigen Konsequenzen zu ziehen? 


Welche Schritte beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, um eine Disk rimi nie rung der mit Aus- 
ländern verheirateten deutschen Frauen zu 
beseitigen? 


Welche Lärmmissionen treten bei dem geplan- 
ten Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich auf, und 
was tut die Bundesregierung gegebenfinfalls, 
um sicherzustellen, daß die Auflagen für Ge- 
räuschimmissionen in den Wohngebieten von 
Weissenthurm und Neuwied Tag und Nacht 
nicht überschritten werden? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich der 
Regionale Raumordnungsplan Mittelrhein im 
Stadium der Fortschreibung befindet und daß 
das Kernkraftwerk Mülheim-Kärliich im Kern- 
raum dieser Region errichtet werden soll, der 
dringend für andere raumelevante Einrichtun- 
gen benötigt wird, und ist die Bundesregierung 
bereit, einer Entscheidung über den Bau des 
Kernkraftwerks erst dann zuzustimmen, wenn 
die Neuordnungspläne der Planungsgemein- 
schaft Mittelrhein vor liegen? 
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23. Abgeordneter 
Dr. Zimmermann 

(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 
Lenders 
(SPD) 


25. Abgeordneter 
Lenders 
(SPD) 


26. Abgeordneter 
Immer 
(SPD) 


27. Abgeordneter 
Immer 
(SPD) 


Treffen Presseberichte zu, nach denen die Bun- 
desregierong „Unternehmen in schwierdger 
Lage, die für die Meinungs Vielfalt besonderis 
wichtig sind" gezielte finaii 2 >ielde Unterstüt- 
zung geben will (Die Welt vom 21. März 1974), 
und nach welchen Kriterien soll die Auswahl 
getroffen werden? 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 
hessischen Ministers für Landwirtschaft und 
Umwelt, daß in einem Umkreis von 3 km um 
ein Kernkraftwerk nicht mehr als 5000 Men- 
schen wohnen sollten, weil sonst im Katastro- 
phenfall eine schnelle Evakuierung nicht mehr 
gewährleistet sei (vgl. Darmstädter Echo vom 
26. Mai 1973, S, 19), und wie beurteilt die 
Bundesregierung unter diesem Gesiichtspunkt 
das geplante Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich? 

Hält die Bundesregierung eine Gefährdung 
durch Überschreitung der für Trinkwasser Z)U- 
lässigen Toleranzgrenzen der stromabli egen- 
den auf Uferfiltrat angewiesenen Wasser- 
werke durch die beantragte Abgabe von radio- 
aktiven Stoffen — darunter auch 2500 Ci Tri- 
tium jährlich — des geplianten Kernkraftwerks 
Mülheim-Kärlich für ausgeschlossen, und wie 
sieht die Bund es regle nun g ln diesem Zusam- 
menhang das Problem der beantragten stoß- 
weisen Abgabe der radioaktiven Abwässer? 

Trifft es zu, daß das nur zwei Seiten umfas- 
sende Gutachten des Geologischen Landesamts 
Rheinland-Pfalz über die Untergrund- und 
WasserverhältnLsse im Bereich des geplanten 
Kernkraftwerks Mülheim-Kärlich nicht auf die 
örtlichen Begebenheiten wie wechselnde Höhe 
der Deckschichten und Vorhandensein von 
offenen Baggerseen in der Wasserschutzzone 
Engerser Feld eingeht, und hält es die Bundes- 
regierung daher für erforderlich, ein hyidro- 
geologisches Gutachten durch die Bundesan- 
stalt für Gewässerkunde über die mögliche 
Gefährdung dieser Wasserschutzzone durch 
die aus dem Kamin des Kernkraftwerks aus- 
tretenden radioaktiven Gase erstellen zu las- 
sen, zumal die Schutzzonen in der laut Gut- 
achten ides Deutschen Wetterdienstes vorherr- 
schenden Haupt Windrichtung liegen? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
wegen der hohen Bevölkerungsdichte des Bal- 
lungsraums Koblenz — Neuwied für das ge- 
plante Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich ähnlich 
dem Kernkraftwerk BASF zur weiteren Ver- 
minderung des Restrisikos und mit Rücksicht 
auf die erschwerten Notfallschutzmaßnahmen 
des stadtnahen Raums über das übliche hin- 
ausgehende Sicherheitseinrichtungen vorgese- 
hen werden müssen, und welche Vorstellun- 
gen hat die Bundesregierung über den zeit- 
lichen Ablauf des Genehmigungsverfahrens? 
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28. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 


Welche Salzimmissionen treten aus dem Naß- 
kühlturm des geplanten Kernkraftwerks Mül- 
heim-Kärlich auf, bis au welcher Entfernung 
sind diese spürbar, und welche Folgen haben 
diese nach Kenntnis der Bundesreig-ierung für 
Bodenwuchs und Grundwasser? 


29. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
im Hinblick auf die Bedeutunig der häufig auf- 
tr elenden Ln versions weiter lagen und der Höhe 
der sperrenden Inversionsschichten im Neu- 
wiieder Becken für die Beurteilung der Aus- 
wirkungen des geplanten Kernkraftwerks Mül- 
heim-Kärlich auf die klimatischen Verhältnisse 
mindestens zweijährige metereologische Mes- 
sungen in Bodennähe und Messungen der vor- 
•auss'ichtlichen Wiindgeschwindigkeit in Kamin- 
höhe, sowie aerologische Untersuchungen 
durch Bat lona'uf stiege über die Höhe und Häu- 
figkeit der Inversionen notwendig sind und 
daß vot einer Errichtungsgenehmigung ein ab- 
schliießendes Gutachten des Deutschen Wetter- 
dienstes mit wissenschaftlich abgesicherten 
Schlußfolgerungen vorliegen muß? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


30. Abgeordneter 
Fellermaier 


(SPD) 


31. Abgeordneter 
Fellermaier 


(SPD) 


32. Abgeordneter 
Krampe 
(CDU/CSU) 


33, Abgeordneter 
Krampe 
(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß der zwischen der Bunldes- 
re publik Deutschland und den Niederlanden 
bestehende Auslieferungs vertrag die Ausldefe- 
rung eines Rauschgifthändlers nicht vorsieht? 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
zu verhindern, daß sich Rauschgifthändler und 
ähnliche Kriminelle — wie neulich gesche- 
hen — der deutschen Strafverfolgung durch 
Flucht in das innerhalb kürzester Zeit zu er- 
reichende Nachbarland entziehen? 

Hält die Bundesregierung Körper- und Sach- 
schäden, die den Betroffenen durch Demon- 
strations-, Tumult- und Terror ha ndlungen ent- 
stehen, für so wesentlich, daß sie bereiit ist, 
diesbezüglich schnellstmöglich eine Initiative 
zur Regelung der Schäden zu ergreifen, oder 
sieht die Bundesregiierung in dem Tumuit- 
schädengesetz vom 12. Mai 1920 eine ausrei- 
chende gesetzliche Grundlage, um einen an- 
gemessenen Ausgleich der Schäden zu gewäh- 
ren? 

Ist es zutreffend, daß die Gewährung von 
Ausgleich für Körper- und Sachschäden aus 
Demonstrations-, Tumult- und Terrorhandlun- 
gen von dem Parlamentarischen Staatsisekretär 
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34. Abgeordneter 
Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 

Dr. h. c. Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


Dr Bayerl am 25. Juli 1972 dahin gehend be- 
antwortet wurde, daß die Bundesregierung 
diese Frage als eine dringende rechtspolitische 
Aufgabe ansieht und dennoch bis zum heuti- 
gen Zeitpunkt keine Gesetzesinitiative ergrif- 
fen hat? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel 
Rechtsstreitjigkeiten um sogenannte Lockvo- 
gelangebote seit dem 1. Januar 1973 bei deut- 
schen Gerichten anhängig sind, und gibt die 
Anzahl ihr Anlaß, entsprechende gesetzliche 
Maßnahmen einzuleiten? 

Ist der Bundesregiierung bekannt, daß Handels- 
unternehmen vom Hersteller beträchtliche 
Summen fordern, um auf diese Weise zu er- 
reichen, daß von Lockvogelangeboten Abstand 
genommen wird, und wenn ja, wie beabsich- 
tigt die Bundesregierung, da gesetzlich Abhilfe 
zu schaffen? 

Kann die Bundesregierung anhand statisti- 
schen Zahlenmaterials Aussagen darüber tref- 
fen, wie sich die Straftatsdelikte im Sinne des 
§ 223 a StGB in den letzten zehn Jahren ent- 
wickelt haben? 

ln welcher Weise beabsichtigt die Bundes- 
regierung, der zunehmenden Zahl von Kindes- 
mißhandlungen bei einer Neugestaltung des 
Strafrechts zu begegnen, bzw. welche vor- 
beugenden Maßnahmen hat sie zur Verhin- 
derung dieser Straflaten bisher ergriffen oder 
will sie noch ergreif on? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


38. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, den seit 
zehn Jahren unveränderten steuerfreien Be- 
trag von 1,50 DM pro Tag als Arbejitgeberzu- 
schuß zum Kantinenessen zu erhöhen, beizu- 
behalten oder abzuschaffen, und welche Über- 
legungen spielen hierbei eine entscheidende 
Rolle? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


39. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Klagen von freien 
Tankstellen bekannt, wonach diiese im Gegen- 
satz zu Markenbenzintankstellen ungerecht- 
fertigt von Mineralölgesellschaften mit Preis- 
erhöhungen belastet würden, und mit welchen 
Maßnahmen kann die Bundesregierung gege- 
benenfalls eingreifen? 
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40. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 

42. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung Infrastruk- 
turinvestitionen der Gemeinden nach Teil A 
und Investitionsvorhaben der Bundesres.sorts 
nach Teil B des Sonderprogramms in den Krei- 
sen Bad Kreuznach und Birkenfeld zu fördern? 

Ist die Bundesregierung bereit, den ERP- Wir t- 
schaftsplan um den Titel „Hilfen für Kommu- 
nen in wirtschaftsschwach strukturierten Ge- 
meinden“ zu erweitern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im 
Salzwedeler Gebiet (DDR) in größerem Um- 
fang Erdgas gefördert wird, und beabsichtigt 
die Bundesregierung, in den zu dem gleichen 
Explorationsfeld gehörenden Gebieten Lü- 
chow-Dannenberg (Wustrow und Umgebung) 
die Erdgassuche bzw. -förderung ln diie Wege 
zu leiten und zu unterstützen? 

Geht die Bundesregierung dem von mir ln der 
Frage (35 (Drucksache 7 1816) der 87. Plenar- 
sitzung des Bundestags am 20. März 1974 ge- 
äußerten Verdacht auf Vorliegen einer uner- 
laubten Handlung beim Zustandekommen des 
Kali-Monopols nach, und ist der Bundesregie- 
rung klar, daß Im Falle eines solchen Zustan- 
dekommens die Auflösung des Monopols mög- 
lich ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


44. Abgeordneter 
Büchler 
(SPD) 

45. Abgeordneter 
Marquardt 
(SPD) 


46. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung, daß 
deutsche Butter in England laut Zeitungsbe- 
richten für 2,53 DM je kg angeboten wird? 

Wird die Bundesregierung entsprechend der 
Empfehlung Nr. 724 (1974) die Genfer Kon- 
ventioin vom 29. April 1958 über die Erhaltung 
der biologischen Ressourcen der hohen See 
sowie die Londoner Konvention vom 1. Juni 
19*67 über .die Ausübung des Fischfangs im 
Nord-Atlantik unterzeichnen, und aus welchen 
Gründen hat sie sich diesen Konventionen 
bisher nicht angeschlossen? 

Welche Bedejutung mißt die Bundesregienung 
dem Urlanb auf dem Bauernhof bei, kann der 
Landwirt unter Berücksichtigung der notwen- 
diigen Investitionen bis auf wenige landwärt- 
schaftliche äußerst bevorzugte Gegenden einen 
zusätzlichen Nebenverdienst erwirtschaften, 
und wie wäll die Bundes regiierung den zweifel- 
los für die Verständigung von landwlrtschaft- 
liichen Erzeugern und Verbrauchern wichtigen 
Urlaub auf dem Bauernhof fördern? 
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47. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 
trotz der EG-Agrarpreisbeschlüsse bei Getreide 
und Raps 'im Jahr 1974 unter Berücks/ichtigung 
des Fortfalls des Aufwertungsausgleichs nach 
der Fläche, der Erlös pro Hektar - — gleiche 
Erntemiengen und Aufwaindsjnengen wie ind'en 
letzten drei Jahren unterstellt — niedriger 
sein wird als in dien Jahren zuvor? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


48. Abgeordneter 

Baier 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, Mittel für die 
durch Artikel 3 des Rentenreformgesetzes 
vom 16. Oktober 1972 geschaffene Stiftung 
für die Alterssicherung älterer Selbständiger 
zur Verfügung zu stellen, 'damit sich diese 
Stiftung in der Lage sieht, den Antragstellern 
zu helfen und nicht, wie jetzt, noch den An- 
tragstellern miitteilen muß, „Es 'ist deshalb zur 
Zeit nicht übersehbar, ob 'und gegebenen fallls 
wann die Stiftung Leistungen be willigen 
kann"? 


49. Abgeordneter 

Kiechle 

(CDU/CSU) 


Ist die Bunde sregieriung bereit, angesichts der 
in bestdimmten Fremdenverkehrsgebieten drin- 
genden Notwendiigkeit, ausländische Arbeit- 
nehmer im Hotel- und Gaststättengewerbe 
auch aus nicht EG -Ländern ei nzius teilen, eine 
begrenzte Au/snahmegenehmiigiung vom Aus- 
'länderanwarbeverbot zuzu lassen^ wenn ander- 
weitiig nachweisbar der Bedarf nicht gedeckt 
werden kann? 


50. Abgeordneter 

Seibert 


(SPD) 


Wie viele Versicherte haben bis jetzt — ge- 
staffelt nach dem Alter — flexibles Alters- 
ruhegeld beantragt, und wie viele waren von 
der Rentenbemessung nach Mind'estein kom- 
men betroffen? 


51. Abgeordneter Wie sind die finanziellen Auswirkungen der 
Seibert 1972 beschlossenen Rentenreformgesetze? 

(SPD) 


52. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Wieviel Bescheide hat die Bundesanstalt für 
Arbeit 'innerhalb welchen Zeitraumes über die 
individuelle Förderung von Umschulungen zur 
Lehrkraft an allgemeinbildenden Schulen er- 
lassen, und welche Erwägungen sinjd für die 
derzeitige Haltung der Bundesanstalt für Ar- 
beit in dieser Frage maßgebend? 
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53. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 
Zebisch 


(SPD) 


56. Abgeordneter 
Zebisch 
(SPD) 


Können Rentner, die Rente aiUs der gesetz- 
lichen Rentenversiicherung ibeziehen und die 
sich von der V'ersich.erungspf Licht nach § 165 
Abs. 1 Nr. 3 der Reidisversicherungsordnuntg 
(Krankenversidierung der Rentner) befreien 
ließen, diese Befreiung dadurch verdrängen, 
daß sie eine versiicherungspfLichtige Beschäfti- 
gung aufnehmen, und bat diese Verdrängung 
auch Bestand nach Beendigung der versiiche- 
rungspfMchtigen Tätigkeit? 

Erwägt die Bundesregierung besondere Sicher- 
heitsvorschriften für P VC -Arbeitsplätze, ins- 
besondere für diiejenigen, die dem Einfluß von 
gasförmigem Vinylchlorid ausgesetzt sind und 
nach siich erhärtenden Anzeidien Quellen für 
Löbertumoren sind? 

Ist ider Bundes reg ierung bekannt, daß die den 
Arbeitnehmern im Bereich der Wirtschaft und 
unter Umständen auch iim Bereich des öffent- 
lichen Dienstes ausgestellten Zeugnisse Be- 
w/ertungsformeln enthalten, die in ihrer Be- 
deutung insbesondere im lihrer faktisch negati- 
ven Bewertunig, den meisten Arbeitnehmern 
nicht erkennbar sind, und welche Möglich- 
keiten sieht sie, die dadurch bewirkten Täu- 
schungen der Arbeitnehmer über die wahre 
LeistungsbeiurteiLung zu verhindern? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
im künftigen Arbeitsgeset 2 ibuch oder im Rah- 
men ider bereits geltenden ai^bedtsreehtlichen 
Vorschriften Kriterien für die Leis.tungsbeur- 
teilung der Arbeitnehmer gesetzliidi taufzu- 
ste-llen, um zu jedermann erkennbaren und 
vergleichbaren Beurteilungen im ganzen Bun- 
idesgebiet zu kommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


57. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 
Mursdi 
(Soltau- 
Harburg) 
(CDU/CSU) 

59. Abgeordneter 
Mursch 
(Soltau- 
Harburg) 
(CDU/CSU) 


Kann imit idem von der Bundesreigierung für 
1 974 zugesagten Bau von Unterrichtsgebäuden 
der ABC -Schule Sonthofen heuer begonnen 
werden und , falls nein, weshalb nicht und wann 
erfoligt dann der Baubeginn? 

Ist der Bundesverteidigungsminister bereiit, an 
schießfreien und übungsfreien Tagen Wege in 
den Randzonen ider Truppenübungsplätze um 
Munster für Fußgänger und Radfahrer freizu- 
geben? 

Ist der Bundesverteidigiungsmindster bereit, 
den Standortkommandanten Munster hinsicht- 
lich der Haftung zu entlasten? 
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Gescfaäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


60. Abgeordneter 
Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 
(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 
Dr. Schweitzer 


(SPD) 


Ist der iDuindesregLenung 'bekannt, -daß (die Gas- 
tarlfe einer V'ielzabl von Ga-sversorgungsim- 
temehmen lauif einem Umrechiniiinigsschiltüsisel 
aum Heizölpreis beruihen, und d^ß daher für 
eine Viielzahl von sozial schwachen Bürgern 
diie Heizkosten ebenso angestiegen sind, wie 
dies der Fall wäre, wenn ihre Wohnungen 
uinmittelbar mit leichtem Heizöl beheizt wür- 
den, lunid sieht die Bundesregierung eine Mög- 
lichkeit, diesem Personenkreis nach Maß/gabe 
des Gesetzes über die Gewährung eines ein- 
maligen Heizölkoistenzuschusses vom 21. De- 
zember 1973 zu helfen, oder besteht die Ab- 
sicht, eine Gesetzesänderung herbeizuführen, 
idamiit (auch diesen, von den gestiegenen Prei- 
sen für iieichtes Heizöl mittelbar in gleicher 
Weise betroffenen Bürgern geholfen wierden 
kann? 

Sind die Verwailtaingsvorschriften für die Fest- 
stellung des Anteils der Eii'genmittell an den 
der Abnutzung unterliegenden Anlagegüter 
geförderten Krankenhäuser gemäß § 13 des 
KrankenhausfinanTlierungsgesetzes bereits in 
Vorbereitung, und wenn ja, bis wtann kann 
mit idem Inkrafttreten dieser Vorschriften ge- 
rechnet werden? 

Welche Bedeutung für die psychiiat rische Ver- 
sorgung in der BundesrepuibMk Deutscband hat 
nach Auffassung der Bundesregierung der so- 
genannte Halbienungserlaß vom 5. September 
1942 bezügilich der Kostenübernahme für Gei- 
stes-, Nerven- und Gemütskranke in psychia- 
trischen Landeskrankenhäusern, der offenbar 
auf unterschiiedliiche Weise in den Ländern aoif- 
gehoben wurde bzw. nicht mehr oder einge- 
schränkt angewendet wird? 

Sieht die Bundesregiierung die Notwendigkeit, 
den genannten Erlaß aufzuheben, und auf 
welche Weise wiiird sie gegebenenfalls für die 
Aufhebung sorgen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß seit In- 
krafttreten der Bundespflegesatzverordnung 
vom 1. Januar 1974 die Pflege sä tze, insibeson- 
dere aber die Entgeltforderungen für die Wahl- 
lieistung der Unterbringung in einem Ausmaß 
angestiegen sind, das sich unter Umständen 
mit dem tatsächlichen betriebswiTtschaftlichen 
Aufwand nicht rechtfertigen läßt, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, um dien 
Grundsatz einer lei stungs ge rechten Kosfen- 
ordnung in den Krankenhäusern durchzusetzen 
und Pr ei saus wüchse auf Grund der quasi 
marktbeherrschenden Position der Kranken- 
haus träger zu unterbinden? 
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ö5. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Hält 'diiie Biuindesregiiieriung, anialog der Rege- 
liung für Paris, idiie Biinlführung einer Flugilärm- 
gebühr für den Flughafen Frankfiurt/Maiin für 
ei in geeignetes Instrument zur Miiillderunig dier 
von den Bewohnern in der Umjgebuing des 
Flughafens Frankfiurt/Main erliittenen Beein- 
trächtiigungen, und in welcher Wetsie soillten 
gegeben enfallis die Einnahmen aus diiesier 
Fliuglärmgebühr für Schiutzmaßnahmen ver- 
wendet werden? 


66. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Beschäftigten der „Reichs- 
bahn in Westberliin" 'selbst weder Lohnsteuer 
noch Sozialabgaben dn West-Berlin entrichten, 
der Berliner Senat aber Sozialaibgaben für 
mehr als 4000 Beschäftigte der Reichsbahn 
aus Steuiermiitteln bezahlt, obwohl dieselben 
Beschäftigten lin Ost-Berlin SoziaiLabgaben und 
auch Lohnsteuer an 'die dortigen zuständigen 
Stellen entrichten, und wenn ja, was gedenkt 
die Biundeisregierung zu unternehimen, um die 
Finanzierung von Sozialbeiträgen von Be- 
schäftigtender „Reichisbahn" aus Steuermitteln 
äbzus teilen? 


67. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


Wann ist mit dem Ausbau dier Ortsdurchfahrt 
Basdahl (Kreis Bremervörde) im Zuge der 
Bundesstraße 71/74 und der Ortsdurchfahrten 
Bevern/Parnewinkel und Selsingen lim Zuge 
der Bundesstraße 71 zu rechnen, lund wie ist 
der gegenwärtige Stand ider erfordierlichen 
Verfahren? 


68. Abgeordneter Wie ist der Stand der Ausbaumaßnahmen lan 

Dreyer der Bundesstraße 71 im Bereich der Stadt 

(CDU/CSU) Bremervörde? 


69. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Welche Investitionspläne bestehen bei der 
Deutschen Bundesbahn und ider Deutschen Bun- 
despost z. Z. für die kommenden Jahre in den 
Larudkreisen Wetzlar und Dilllenburg, und wo 
ist ein Abbau bestehender Einrichtungen ge- 
plant? 


70. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen ist daran gedacht, im 
Raum Gießen — Wetzlar — Dillenburg kei- 
nen Ausbau von Schnell strecken der Deutschen 
Bunidesibahn gemäß der 1. Ausbauphaise vorzu- 
nehmen sowie einige Stückgutbahnhöfe (z. B. 
Gießen, Alsfeld, Lauterbach) aufzulösen oder 
deren Angebot einzuschränken? 
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71, Abgeordneter 
Lemmrich 


(CDU/CSU) 


Beabsichtigt der Bundesverkehrsminister als 
Zeichen seiner entschiedenen Absicht, die Ver- 
suchsanlage zur Erprobung von Techniken für 
den spurgeführten Verkehr dm Land Nieder- 
sachsen zu errichten, das für das Donaurded 
laufende Raumordnungsverfahren abzubre- 
chen? 


72. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Wie ist der gegenwärtige Stand der Elektrifi- 
zierung der Schwarz Waldbahn, und mit wel- 
chen Finanzmitteln und in welchen Zeitabstän- 
den soll sie weitergeführt und vollendet wer- 
den? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


73. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das Bundesministerium für 
Forschung Und Technologie zur Diskussion des, 
Westdeutschen Rundfunks (Fernsehen) zu der 
Sendung „Trend" vom 11. März 1974 keinen 
Vertreter entsandt hat, und wenn ja, aus wel- 
chem Grund? 


74. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Ursachen verzögert sich die Er- 
öffnung der Ausbildungsstätte für Nachwuchs- 
kräfte des Fernmeldewesens in Bad Kreuznach, 
und wann ist mit der Aufnahme des Lehrbe- 
triebs zu rechnen? 


75. Abgeordneter 

Dr. Blüm 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost und 
die Deutsche Bundesbahn in diesem Jahr nicht 
so viele Auszubildende einstellt, wie in den 
Jahren zuvor, und wenn ja, aus welchen 
Gründen? 


76. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


Nach welcher Rechtsgrundlage hat das Bundes- 
postministerium — einer Meldung der Frank- 
furter Rundschau vom 22. Februar 1974 zu- 
folge — Arbeitern und Angestellten der Deut- 
schen Bundespost auch für ihre Streiktage im 
Februar 1974 die vollen Bezüge gezahlt, und 
zwar in Verbindung mit einem von der Post- 
gewerkschaft an dias Bundespostminis.terium 
oder die Deutsche Bundespost geLeisteten 
Pauschalbetrag? 


77. Abgeordneter Berechnet sich der Pauschalbetrag der Gewerk- 
Dr. Jenninger schaft nach den üblich zu gewährenden Stredk- 
(CDU/CSU) gelidern oder nach den Bezügen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


78. Abgeordneter 

Dr. Probst 
(CDU/CSU) 


Wie beurteiiil't idie Bundesregiieraing diie Fest- 
stellung aller Finanziriiimster der Ländjer, daß 
schon iin wenigen Jahren miit einer Lehrer- 
schwemme zu rechnen sei, und welche Maß- 
nahmen ersdieinen der Bundesregierung ge- 
eignet, diese Situation nicht ein treten zu las- 
sen? 


79. Abgeordneter 

Tönjes 

(SPD) 


Durch welche konkreten Maßnahmen trägt die 
Bundsregiierung dazu bei, die Mittel für den 
Hochschulbau nach dem Hochschulbauförde- 
rungsgesetz und für den Studentenwohnraum- 
bau nach den „Bund-Länder-Richtlinien für die 
Studentenwohnraumförderung'' so effizient 
wie möglich zu verwenden? 


80. Abgeordneter 

Tönjes 

(SPD) 


Inwieweit haben die im März 1971 angekün- 
digten Bemühungen und Ansätze des Bundos- 
mlnisters für Bildung und Wissenschaft zur 
BaurationaLiislerung zu einer Kostensenkung 
und Beschleuniigung des. Hochschulbaus und 
Student wohnraumbaus beigetragen ? 


Bonn, den 19. April 1974 



